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Gesetze sind die rechtlichen Spielregeln unserer  
Gesellschaft. Das Parlament macht Gesetze auf der  
Grundlage der Thüringer Verfassung. Auch die Schritte 
der Gesetzgebung sind in der Thüringer Verfassung 
geregelt. 

THÜRINGER
LANDTAG

So entsteht ein Gesetz

So entsteht ein Gesetz

Der Gesetzesinformationsdienst ist ein Service auf 
unserer Website, der die Menschen im Freistaat über 
kürzlich im Landtag beschlossene Gesetze informiert. 
Nahezu in Echtzeit werden die beschlossene Gesetze 
und verständliche Erklärungen hinter-
legt. Für besonders Interessierte gibt 
es dort auch einen weiterführenden 
Link mit allen Informationen zur Ent-
stehung des jeweiligen Gesetzes.

Aktuelle Informationen zu neuen  
Gesetzen – der Gesetzesinforma­
tionsdienst 

Gesetzentwurf

Als sogenannte „Drucksache“  
wird der Vorschlag an alle  
Abgeordneten, Fraktionen / 
Gruppe und die Landesregierung 
verteilt.

Findet ein Entwurf keine Mehrheit 
und wird in den Ausschüssen kein 
Kompromiss erzielt, ist der Gesetz-
entwurf abgelehnt.

Die Landesregierung,
eine oder mehrere
Fraktionen / Gruppe 
oder mindestens zehn 
Abgeordnete können 
einen Vorschlag für ein 
Gesetz machen.

Höchstens zweimal wird der 
Entwurf in einen oder mehrere 
Ausschüsse gegeben und eine 
Beschlussvorlage erwartet.

erfolgreicheSchlussabstimmung

Ablehnung

Gesetz

Nach erfolgreicher
Schlussabstimmung
wird das Gesetz von 
der Landtagspräsidentin 
unterzeichnet und
veröffentlicht.
Damit tritt es in Kraft.

In den Sitzungen des Parlaments wird zu dem Gesetz­
entwurf gesprochen, indem sich Abgeordnete aller  
Parteien für oder gegen den Entwurf aussprechen  
oder Verbesserungen vorschlagen.  
Das nennt man Lesung, obwohl gar nicht vorgelesen  
wird. Bis zu dreimal wird zu einem Gesetzentwurf im 
Plenum debattiert. Gibt es Änderungswünsche oder  
steht keine Mehrheit in Aussicht, kann das Parlament  
den Entwurf in einen Ausschuss geben.

Das Parlament entscheidet, welche Ausschüsse sich mit 
dem Gesetzentwurf befassen. In den Ausschüssen wird 
über den Gesetzentwurf gesprochen und es werden 
Änderungen erarbeitet, die den Entwurf verbessern und 
die Mehrheit im Plenum wahrscheinlicher machen. Am 
Ende verständigen sich der oder die Ausschüsse auf eine 
Beschlussempfehlung für das Parlament.



Ausschüsse überwiesen, muss auch darüber entschieden 
werden, welchem Ausschuss die Federführung bei den 
Ausschussberatungen zukommt. 

Ausschussberatungen I
In den Ausschüssen    , die grundsätzlich einmal im  
Monat in nicht öffentlicher Sitzung tagen, wird der  
Gesetzentwurf von den jeweiligen Fachpolitikern  
erörtert. Häufig hört ein Ausschuss zu einem Thema 
Sachverständige und Betroffene – wie z. B. Berufsver-
bände – an, um auch externen Sachverstand in die  
Meinungsbildung einfließen lassen zu können.  

Zudem kann der Ausschuss beschließen, den Bürgerin-
nen und Bürgern im Rahmen des Online-Diskussionsfo-
rums des Landtags die Möglichkeit einzuräumen, über 
den Gesetzentwurf zu diskutieren.
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7. Wahlperiode

G e s e t z e n t w u r f

der Landesregierung

Thüringer Gesetz über die juristischen Staatsprüfungen 
und den juristischen Vorbereitungsdienst (Thüringer Ju-
ristenausbildungsgesetz -ThürJAG-)

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Das Thüringer Juristenausbildungsgesetz in der Fassung vom 28. Ja-
nuar 2003 (GVBI. S. 33) in der jeweils geltenden Fassung bedarf zahl-
reicher redaktioneller Anpassungen beziehungsweise Aktualisierungen 
sowie Änderungen und Präzisierungen, die in ihrer Gesamtheit in der 
Fassung einer Änderungsvorschrift zur Unübersichtlichkeit führen wür-
den. Das bisher geltende Thüringer Juristenausbildungsgesetz soll des-
halb insgesamt abgelöst werden.

Im Rahmen der Ablösung ist mit § 8 eine spezialgesetzliche Rechts-
grundlage zur Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezoge-
ner Daten für die Erfüllung der Aufgaben des Justizprüfungsamts zu 
normieren. Bei Anträgen auf Nachteilsausgleich für die Erbringung von 
Prüfungsleistungen in den beiden staatlichen Prüfungen und für die 
während des Vorbereitungsdienstes zu erbringenden Leistungen be-
nötigt das Justizprüfungsamt grundsätzlich ein amtsärztliches Zeugnis, 
um beurteilen zu können, in welchem Ausmaß die antragstellende Per-
son wegen einer Körperbehinderung oder einer längerfristigen gesund-
heitlichen Beeinträchtigung bei der Leistungserbringung tatsächlich ein-
geschränkt ist und auf welche Art und Weise aus medizinischer Sicht 
während der Prüfung und während des Vorbereitungsdienstes ein ge-
eigneter Nachteilsausgleich, zum Beispiel durch Verlängerung der Be-
arbeitungszeit oder nicht auf die Bearbeitungszeit anzurechnende Pau-
sen, gewährt werden kann. Entsprechendes gilt, wenn Personen, die 
bereits zu einer der beiden staatlichen Prüfungen zugelassen wurden, 
krankheitsbedingt die Prüfung entweder nicht antreten können oder vor-
zeitig abbrechen müssen. In begründeten Einzelfällen kann das Justiz-
prüfungsamt auf ein amtsärztliches Zeugnis verzichten und sich statt-
dessen zum Beispiel die Stellungnahme der behandelnden Ärztin oder 
des behandelnden Arztes vorlegen lassen, insbesondere in offensicht-
lichen Fällen. Voraussetzung ist stets, dass die antragstellende Person 
die Amtsärztin, den Amtsarzt, die behandelnde Ärztin und den behan-
delnden Arzt jeweils von der Schweigepflicht gegenüber dem Justizprü-
fungsamt schriftlich entbindet.

Da es in den vorbezeichneten Fällen um Gesundheitsdaten nach Arti-
kel 4 Nr. 15 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 

Die Erstellung und Einbringung  
eines Gesetzentwurfs I

Gesetzesinitiativen werden in der Regel von der  
Landesregierung eingebracht und vom Landtag 
beraten und ggf. beschlossen. Auch Fraktionen  

oder mindestens zehn Abgeordnete können 
Gesetzentwürfe einbringen. Zusätzlich kommen 
Gesetze durch Volksbegehren und Volksent-

scheid zustande.
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Die Erstellung und Einbringung 
eines Gesetzentwurfs II
Bevor ein Gesetzentwurf im Landtag beraten werden 
kann, muss er als Drucksache registriert werden, also 
eine Drucksachennummer – bestehend aus der aktuel-
len Wahlperiode und einer fortlaufenden Nummer (z. B. 
7/4753) – erhalten, in eine einheitliche, den rechtlichen 
Formalien entsprechende Form gebracht, gedruckt und 
an die Abgeordneten, Fraktionen und Landesregierung 
verteilt werden. Hierfür ist die Landtagsverwaltung   
zuständig.

Erste Beratung I
Nun kann die Landtagspräsidentin    nach Beratung mit 
dem Ältestenrat       die Behandlung des Gesetzentwurfs 
auf die Tagesordnung des Landtagsplenums      setzen. 
Der Landtag tagt grundsätzlich einmal monatlich von 
Mittwoch bis Freitag. In der ersten Beratung werden die 
Grundsätze des Gesetzentwurfs behandelt. 

3
4

5

Ausschussberatungen II
Bei der Einberufung, Vorbereitung und Durchführung 
der Ausschusssitzungen wird der bzw. die Ausschussvor-
sitzende von einer Ausschussreferentin bzw. einem Aus-
schussreferenten der Landtagsverwaltung unterstützt. 
Gegebenenfalls sind verfassungs- oder geschäftsord-
nungsrechtliche Fragen des Ausschusses zu beantwor-
ten. Für juristische Stellungnahmen genauso wie für  
allgemeine Fragen der Fraktionen und Abgeordneten 
stehen die Landtagsbibliothek  und die digitale Parla-
mentsdokumentation des Landtags zur Verfügung.  
Ergebnisse der Ausschusssitzungen werden von der 
Landtagsverwaltung protokolliert. 

Ausschussberatungen III
Als Ergebnis seiner Beratungen muss der (federführen-
de) Ausschuss eine Beschlussempfehlung abgeben, also 
empfehlen, den betreffenden Gesetzentwurf – ggf. mit 
bestimmten Änderungen – anzunehmen oder abzuleh-
nen. Über diese Beschlussempfehlung wird im  
Ausschuss mit Mehrheit abgestimmt.

Abschließende Beratung im Plenum, 
Ausfertigung und Verkündung des Gesetzes
Wird ein Gesetzentwurf in der abschließenden Beratung 
des Plenums abgelehnt, ist das Verfahren beendet. Wird 
der Gesetzentwurf hingegen – ggf. mit Änderungen – 
angenommen, ist das Gesetz von der Landtagspräsiden-
tin auszufertigen und im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für den Freistaat Thüringen zu verkünden. 
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Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Schiedsstellengesetzes 

Vom 30. März 2022

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Thüringer Schiedsstellengesetz in der Fassung vom 

17. Mai 1996 (GVBl. S. 61), zuletzt geändert durch Arti-

kel 5 des Gesetzes vom 9. September 2010 (GVBl. S. 291), 

wird wie folgt geändert:

1. § 13 erhält folgende Fassung:

"§ 13 

Sachliche Zuständigkeit

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten findet das Schlich-

tungsverfahren über vermögensrechtliche Ansprüche 

sowie über Ansprüche aus dem Nachbarrecht und we-

gen der Verletzung der persönlichen Ehre, auch soweit 

diese nichtvermögensrechtlicher Art sind, statt. Das 

Schlichtungsverfahren findet nicht statt, wenn

1. für die Angelegenheit die Zuständigkeit der Arbeits-

gerichte besteht,

2. der Anspruch aus einer in § 111 des Gesetzes über 

das Verfahren in Familiensachen und in den Ange-

legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit genann-

ten Familiensache herrührt,

3. an der Angelegenheit der Bund, ein Land, eine Ge-

meinde oder eine sonstige Körperschaft, Anstalt 

oder Stiftung des öffentlichen Rechts beteiligt ist 

oder
4. sich der Anspruch gegen Medienunternehmen rich-

tet."

2. § 17 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

"2. in Angelegenheiten ihres Ehegatten oder früheren 

Ehegatten; dies gilt auch für Lebenspartner nach 

dem Lebenspartnerschaftsgesetz;"

3. § 23 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

"(4) Eine Partei kann ihr Ausbleiben in dem anberaum-

ten Termin wegen Krankheit, beruflicher Verhinderung, 

Ortsabwesenheit, zulässiger Vertretung nach § 28 oder 

wegen sonstiger wichtiger Gründe entschuldigen. Sie 

hat ihr Nichterscheinen der Schiedsperson unverzüg-

lich anzuzeigen und dabei die Entschuldigungsgründe 

glaubhaft zu machen. Wird der Termin nicht aufgeho-

ben, ist dies der Partei gegen Nachweis mitzuteilen. Für 

den Fall einer zulässigen Vertretung nach § 28 kann die 

Schiedsperson das persönliche Erscheinen der vertre-

tenen Partei anordnen, wenn konkrete Anhaltspunkte 

dafür vorliegen, dass ohne das persönliche Erscheinen 

eine Aufklärung des Sachverhalts oder eine Streitbei-

legung nicht gelingt."

4. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

"Dies gilt nicht, wenn eine Partei sich in einer nach 

§ 28 zulässigen Weise vertreten lässt, es sei denn, 

dass die Schiedsperson das persönliche Erschei-

nen nach § 23 Abs. 4 Satz 4 ausdrücklich ange-

ordnet hat."

b) In Absatz 2 werden die Worte "fünfundzwanzig 

Euro" durch die Worte "einhundert Euro" ersetzt.

5. § 28 erhält folgende Fassung:

"§ 28 

Vertretung natürlicher Personen  

in der Schlichtungsverhandlung

Die Vertretung natürlicher Personen in der Schlich-

tungsverhandlung ist unzulässig, es sei denn,

1. es liegt ein Fall der gesetzlichen Vertretung vor oder

2

Der Weg eines Gesetzentwurfs 
durch den Thüringer Landtag

Plenarsaal

Funktionsgebäude

Abgeordnetengebäude

Hochhaus

1

2

3

4

5

6

7

Erste Beratung II
Die erste Beratung endet mit einer Abstimmung  
darüber, ob und ggf. welchem Ausschuss bzw. welchen 
Ausschüssen der Gesetzentwurf zur Detailberatung 
überwiesen werden soll. Wird der Entwurf an mehrere 


